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Linke beschließt Mandatsbegrenzung:
Abgeordnete sollen spenden!

Auf dem Parteitag der Linken in Chemnitz am 10.05.2025
wurde die Mandatsbegrenzung beschlossenen, um

Glaubwürdigkeit und Transparenz zu fördern.

Chemnitz, Deutschland - Auf dem Bundesparteitag der Linken
in Chemnitz wurden bedeutende Maßnahmen zur Reform der
parlamentarischen Arbeit beschlossen. Die Abgeordneten der
Linken im Bundestag sollen künftig nach drei Wahlperioden ihr
Mandat abgeben. Dieser Beschluss wurde am Freitagabend
gefasst und zielt darauf ab, die Glaubwürdigkeit der Partei zu
unterstreichen und sich als Anti-Establishment zu positionieren.
Ein erster Vorschlag zur Reduzierung der Mandatszeit auf zwei
Wahlperioden fand jedoch nicht die notwendige Mehrheit.

Die Partei verfolgt zudem eine neue Regelung, die vorsieht, dass
ein Teil der Diäten der Abgeordneten an Sozialfonds der Linken
gespendet werden soll. Dies steht im Rahmen einer breiteren



Initiative, die auch eine Forderung nach mehr Transparenz über
die Einnahmen und Spenden der Mandatsträger beinhaltet. Ein
Leitantrag mit dem Titel „Wir sind die Hoffnung“ erhielt eine
überwältigende Zustimmung von über 500 Delegierten und
thematisiert die Kampagnenfähigkeit der Partei, insbesondere in
Bezug auf die drängenden Themen Wohnen, Preissteigerungen
und die Besteuerung von Reichen. [Süddeutsche] berichtet, dass
der Leitantrag als Möglichkeit gesehen wird, die Position der
Linken im aktuellen politischen Klima zu festigen.

Transparenz in der Politik

Die Forderung nach politischer Transparenz ist nicht neu, ist
jedoch besonders relevant in der aktuellen Debatte. [Wikipedia]
erklärt, dass Transparenz in der Politik bedeutet, dass
zugängliche Informationen und Rechenschaft verlangt werden.
Diese Forderung fördert offene Kommunikation zwischen den
politischen Akteuren und den Bürgern und wird als essenziell für
die Demokratie angesehen. Transparenz ermöglicht es den
Bürgern, Probleme zu erkennen und Verbesserungsvorschläge
zu äußern, und soll dazu beitragen, Machtmissbrauch sowie
Korruption zu verhindern.

Innerhalb des Parteitags argumentierte die
Bundestagsfraktionschefin Heidi Reichinnek, dass die Rückkehr
der Linken und deren gutes Abschneiden bei der letzten
Bundestagswahl ein Zeichen dafür sei, dass das Vertrauen in die
Partei wieder wachse. Auch Parteichefin Ines Schwerdtner und
Ministerpräsident Bodo Ramelow bekräftigten das Ziel, den
Kapitalismus zu überwinden. Schwerdtner bezeichnete dies als
den „Glutkern“ der Linken und hob hervor, dass die kritische
Auseinandersetzung mit dem bestehenden Wirtschaftssystem
notwendig sei.

Recht auf Einsichtnahme und
Informationsfreiheit



Im Kontext der Diskussionen über Transparenz ist das
Informationsfreiheitsgesetz in Deutschland von Bedeutung, das
seit 2006 die Offenlegungspflicht für Abgeordnete des
Bundestages und der Landesparlamente regelt. In vielen
Bundesländern variiert die Qualität der Informationsfreiheit und
Transparenzgesetze jedoch stark. Einige Staaten haben
Transparenz als Grundrecht in ihren Verfassungen verankert,
während in anderen Regionen gesetzliche Regelungen noch
fehlen. Beispielhaft hat Hamburg seit 2012 ein
Transparenzgesetz, das die Veröffentlichung amtlicher
Informationen vorschreibt.

Die Linke sieht in diesen Maßnahmen nicht nur eine Möglichkeit
zur internen Reform, sondern auch einen Schritt hin zu einer
authentischeren und bürgernäheren Politik. Mit der Verankerung
von Transparenz als eines der zentralen Anliegen hofft die
Partei, sich als langfristige Alternative im politischen Spektrum
zu etablieren und das Vertrauen in die Demokratie zu stärken.

Details
Vorfall Gesetzgebung
Ort Chemnitz, Deutschland
Quellen www.sueddeutsche.de

de.m.wikipedia.org

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://www.sueddeutsche.de/politik/linke-parteitag-mandatsbegrenzung-bundestag-li.3250438
https://de.m.wikipedia.org/wiki/Transparenz_(Politik)
https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

